
Landgericht Frankfurt am Main 
  
2-07 O 256/21 
 
 
 

 

Kostenfestsetzungsbeschluss 
In dem Rechtsstreit 

Andreas Dezelski, Fauerbacher Str. 53, 61169 Friedberg 
  - Kläger - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen BKS Rechtsanwälte, Steubenstraße 
5, 65189 Wiesbaden 
Geschäftszeichen: 00126/21 
 
gegen 
 
Oliver Feldmann, Fritz-Boehle-Str. 12, 60598 Frankfurt am Main 
  - Beklagter - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Mirko Lehr cyfire Rechtsanwaltsgesellschaft UG (haftungsbeschränkt), Thurn-Und-Taxis-Platz 
6, 60528 Frankfurt am Main 
 
 
hat das Landgericht Frankfurt am Main durch den Rechtspfleger Popken am 05.01.2026 
beschlossen: 

Die auf Grund des vollstreckbaren Beschlusses des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main 
vom 13.11.2025  

von dem Kläger  

an den Beklagten  

zu erstattenden Kosten werden auf 4.015,54 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB seit dem 23.12.2025 festgesetzt. 
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Gründe 

Die Gebührenreduzierung erfolgt aufgrund § 60 RVG. 

Die Festsetzung konnte nur gegen Andreas Dezelski erfolgen, da nur er Berufung eingelegt 
hatet. Die e-Woolution Holding GmbH war am Berufungsverfahren dagegen nicht beteiligt.  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Diese Entscheidung kann mit der sofortigen Beschwerde angefochten werden. Sie ist 
innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen bei dem Landgericht Frankfurt am Main, 
Gerichtsstraße 2, 60313 Frankfurt am Main, oder dem Oberlandesgericht Frankfurt am Main, 
Zeil 42, 60313 Frankfurt am Main, einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
Entscheidung.  
Richtet sich die sofortige Beschwerde gegen die Entscheidung über die Kosten ist sie nur 
zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 € übersteigt. Ist die 
Beschwerde danach nicht zulässig, kann innerhalb von zwei Wochen bei dem Landgericht 
Frankfurt am Main, Gerichtsstraße 2, 60313 Frankfurt am Main, Erinnerung eingelegt werden, 
für die im Übrigen dieselben Formvorschriften wie für die Beschwerde gelten. 
Beschwerdeberechtigt ist, wer durch diese Entscheidung in seinen Rechten beeinträchtigt ist.
  
Die Beschwerde wird durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle der genannten Gerichte eingelegt. Sie kann auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts erklärt werden, wobei es für die Einhaltung der Frist 
auf den Eingang bei einem der genannten Gerichte ankommt. Sie ist zu unterzeichnen. Die 
Einlegung kann auch mittels elektronischen Dokuments erfolgen. Informationen zu den 
weiteren Voraussetzungen zur Signatur und Übermittlung sind auf dem Justizportal des 
Bundes und der Länder (www.justiz.de) im Themenbereich zur elektronischen Kommunikation 
zu finden. Eine Einlegung per einfacher E-Mail ist unzulässig. Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sind zur Einlegung 
mittels elektronischen Dokuments verpflichtet.  
Die Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie die Erklärung 
enthalten, dass Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt wird. Soll die Entscheidung 
nur zum Teil angefochten werden, so ist der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen.  
Die Beschwerde soll begründet werden. 

 

Die Berechtigte oder der Berechtigte kann aus diesem Beschluss die Zwangsvollstreckung 
betreiben, wenn der festgesetzte Betrag nicht innerhalb von zwei Wochen seit der Zustellung 
gezahlt worden ist. Die Zahlung ist unmittelbar an die Berechtigte oder den Berechtigten und 
nicht an das Gericht zu leisten. 

Popken 
Rechtspfleger 
 

https://www.justiz.de/

